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Die Eurozone ist ein Stück größer gewor-
den. Zum Jahreswechsel hat Litauen seine
WährungLitas gegendenEuro getauscht –
aus Sicht der Regierung ein wichtiger
Schritt für die wirtschaftliche und politi-
sche Sicherheit des Landes.

VON MIRJAM MOLL
UND ALEXANDER WELSCHER

Vilnius. Mit dem neuen Jahr hat auch Li-
tauen den Euro begrüßt. Um Mitternacht
wurde der kleine Baltenstaat zum Euroland
– als 19. Mitglied der Währungsunion und
drittes baltisches Land. Der Euro-Start in
der Ostseerepublik verlief nach Angaben
der Zentralbank in Vilnius reibungslos. Zu-
sammen mit den knapp drei Millionen Li-
tauern zahlen nun 337 Millionen Europäer
mit derselben Währung.

„Der Euro wird die Garantie für unsere
wirtschaftliche und politische Sicherheit
sein“, sagte Ministerpräsident Algirdas But-
kevicius, bevor er wenige Minuten nach
Mitternacht in der Hauptstadt Vilnius den
ersten Euro-Schein aus einem Bankautoma-
ten zog. Staatschefin Dalia Grybauskaite
betonte in ihrer Neujahrsansprache, mit
dem Euro habe Litauen nun die Möglich-
keit, sich „zu entwickeln und zu wachsen
als moderner europäischer Staat.“

Schon 2007 hatte die Regierung in Vil-
nius einen ersten Versuch gestartet, den Li-
tas durch die Gemeinschaftswährung zu er-
setzen. Doch eine überhöhte Inflationsrate
im Zuge der Finanzkrise verhinderte die
frühere Aufnahme. Das Warten hat sich

nun aber gelohnt: Heute beträgt Litauens
Inflationsrate nur noch 1,2 Prozent, mit
einem Defizit von 2,6 Prozent und einer
Staatsverschuldung von nur 39 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts gilt das Land als
Musterschüler der EU. Nicht einmal
Deutschland, das sich derzeit mit einer
schwarzen Null rühmt, kommt auf eine so
niedrige Staatsverschuldung. Im Sommer
hatte Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) grünes Licht für die Auf-
nahme Litauens gegeben.

Angesichts der Ukrainekrise und des rus-
sischen Importverbots für westliche Lebens-
mittel bekommt der Euro für Litauen eine
neue Bedeutung. Für Präsidentin Grybau-
skaite zeigt er „symbolisch die letzte
Etappe unserer Integration in die EU und
auch Sicherheit“ an. Die Bevölkerung
scheint ihre anfängliche Euroskepsis mehr-
heitlich überwunden zu haben. In der letz-
ten Eurobarometer-Umfrage waren 63 Pro-
zent für einen Beitritt zur europäischen
Währungsunion – 13 Prozentpunkte mehr
als im Frühjahr. „Der Euro ist gut für uns.
Er hilft der Wirtschaft und erhöht das Si-
cherheitsgefühl“, meinte Sigitas Narusevi-
cius, der bei kühlem Wetter die Euro-Zere-
monie mitverfolgte. Mehrere weitere
Schaulustige äußerten sich ähnlich.

Andere Litauer wiederum verspüren
Wehmut und die Sorge, mit dem Litas ein
wichtiges Symbol der staatlichen Eigen-
ständigkeit zu verlieren. Zum Abschied er-
richteten zwei Studenten im Geldmuseum
in Vilnius aus einer Million Ein-Centas-
Geldstücken – der kleinsten Münze der bis-

herigen Währung – eine 113 Zentimeter
hohe und 831 Kilogramm schwere Pyrami-
de. „Das Museum hat regen Zulauf erhal-
ten in den letzten Wochen – viele wollen
einen Blick darauf werfen“, berichtete Vita
Berziunaite. Die Museumsmitarbeiterin
selbst blickt der neuen Währung positiv ent-
gegen. Der Euro sei wirtschaftlich vorteil-
haft für ihr Heimatland, allerdings befürch-
tet sie Preissteigerungen.

Damit ist sie nicht allein: Im Herbst erwar-
teten einer Umfrage zufolge 84 Prozent der
Litauer, dass mit dem Wechsel die Preise
nach oben gehen werden. Um der Bevölke-
rung die Angst vor einem „Teuro“ zu neh-
men, müssen deshalb in den Geschäften
die Preise bis Ende Juni in Litas und Euro
ausgewiesen werden. Zudem gibt es Preis-
kontrollen. Auch das Motiv der Euro-Mün-
zen soll es den Litauern erleichtern, die
neue Währung anzunehmen. Es zeigt „Vy-
tis“, einen Ritter mit Schwert und Schild,
der auch das Staatswappen ziert und seit
Jahrhunderten als nationale Symbolfigur
gilt. Für Robertas Lukauskis hat dies keine
große Bedeutung. „Es wird alles gleich blei-
ben, wir bekommen nur ein anderes Geld“,
sagte der Forstarbeiter. Auch die Kellnerin
Paulina Juknyte betonte: „Wir haben der
Euro-Einführung doch schon vor Länge-
rem zugestimmt. Um ein Teil von Europa
zu sein, müssen wir dem nun gerecht wer-
den.“ Kommentar Seite 2

Jubel in Vilnius: Als letzter baltischer Staat hat Litauen gestern den Euro eingeführt. FOTO: DPA

Ramallah. Nach dem Scheitern einer UN-
Resolution zur Beendigung der israeli-
schen Besatzung in den Palästinensergebie-
ten hat Palästinenserpräsident Mahmud
Abbas den Beitritt zum Internationalen
Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag bean-
tragt. Das palästinensische Fernsehen
zeigte ihn am Mittwoch bei der Unterzeich-
nung des Gesuchs während einer Sitzung
der Palästinenserführung in Ramallah.

Die Palästinenserführung erhofft sich
von dem Schritt Ermittlungen gegen Israe-
lis wegen Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit. Der israeli-
sche Regierungschef Benjamin Netanjahu

reagierte prompt und erklärte, die Palästi-
nenser hätten vom IStGH „mehr zu fürch-
ten als Israel“. Er verwies auf die Beziehun-
gen der Palästinenserführung zu der von Is-
rael als „Terrororganisation“ eingestuften
Hamas, die zusammen mit Abbas‘ Fatah
die palästinensische Einheitsregierung
stellt. Die radikalislamische Hamas verübe
wie die Organisation Islamischer Staat
„Kriegsverbrechen“, sagte Netanjahu. Der
neuerliche Palästinenservorstoß werde
ebenso scheitern wie derjenige im UN-Si-
cherheitsrat. Auch die US-Regierung er-
teilte dem Antrag der Palästinenser auf Bei-
tritt zum IStGH eine entschiedene Absage.

Das Außenministerium in Washington er-
klärte, dadurch würden Friedensverhand-
lungen mit Israel weiter verzögert.

Der UN-Sicherheitsrat hatte am Diens-
tagabend (Ortszeit) eine Resolution abge-
lehnt, die einen Abzug Israels aus den Pa-
lästinensergebieten binnen drei Jahren for-
dert. Der von Jordanien eingebrachte Ent-
wurf sah auch eine endgültige Nahost-Frie-
densregelung binnen eines Jahres vor. Is-
raels Außenminister Avigdor Lieberman
sagte, das Scheitern der Resolution bewei-
se, „dass Provokationen und Versuche, Is-
rael einseitige Schritte aufzuzwingen,
nichts bewirken werden“. Bericht Seite 3

Das ausführliche Wetter finden Sie auf
Seite 6 und jederzeit aktuell auf dem
Online-Portal des WESER-KURIER unter:

www.weser-kurier.de/wetterkontor/aktuell

Bremen. Die Silvesternacht verlief ver-
gleichsweise ruhig, aber bereits am Neu-
jahrstag hatte die Bremer Feuerwehr ihren
ersten Großeinsatz 2015: Im Keller eines
Mehrfamilienhauses in Kattenturm brach
am Vormittag ein Feuer aus. Die 37 Bewoh-
ner des Gebäudes konnten gerettet wer-
den, sechs von ihnen, darunter vier Kinder,
mussten allerdings wegen Verdachts auf
Rauchvergiftung ins Krankenhaus. Die
Wohnungen können vorerst nicht mehr ge-
nutzt werden, die Bewohner mussten zu
Verwandten, Bekannten oder in eine vom
Gebäudeeigentümer organisierten Not-
unterkunft umsiedeln.

Die Bilanz von Feuerwehr- und Rettungs-
dienst zur Silvesternacht bewegt sich da-
gegen im gewohnten Rahmen. 155 Mal
mussten die Einsatzkräfte ausrücken, al-
lein 40 Mal ging es dabei um brennende
Mülleimer oder kleinere Brände auf Balko-
nen. Ähnlich fällt das Fazit der Polizei zum
Jahreswechsel aus: 444 Einsätze in 24 Stun-
den zu Schlägereien, Einbrüchen und Sach-
beschädigungen, aber keine herausragen-
den Vorkommnisse. Bericht Seite 9

Hamburg.Sebastian Koch gehört zu den re-
nommiertesten deutschen Schauspielern.
Auch international ist er anerkannt. Zuletzt
stand er mit Tom Hanks für Starregisseur

Steven Spielberg vor
der Kamera, davor
drehte er mit Bruce Wil-
lis. Im ARD-Drama
„Liebe für den Frie-
den“ verkörpert Koch
den Dynamit-Erfinder
Alfred Nobel. Wem er
selbst den Friedensno-
belpreis verleihen wür-
de, verrät Koch im
Interview. Seite 5

Garmisch-Partenkirchen. Die deutschen
Skispringer haben den erhofften Podest-
platz beim Neujahrsspringen der Vier-
schanzentournee deutlich verpasst. Nach
einer Steigerung im zweiten Durchgang
landete Richard Freitag als bester deut-
scher Springer auf Rang neun. Über den
Sieg jubelte der Norweger Anders Jacob-
sen, in der Gesamtwertung führt weiter der
Österreicher Stefan Kraft. Seite 19

Bremen. Die beiden christlichen Kirchen
gehören in Deutschland zu den wichtigen
Vermietern. Im Besitz von katholischen
Wohnungsunternehmen befinden sich bun-
desweit rund 130000 Mietobjekte, dar-
unter auch 850 Wohnungen, die das Ste-
phanswerk unter anderem in Bremen, Sy-
ke, Diepholz und Osnabrück vermietet.
Evangelische Wohnungsunternehmen bie-
ten rund 35000 Wohnungen an. Daniel Bi-
galke vom Katholischen Siedlungsdienst in
Berlin und Hannes Erhardt, Geschäftsfüh-
rer des Evangelischen Siedlungswerk in
Nürnberg, betonen, dass es bei der Vermie-
tung der Wohnungen nicht um Gewinnma-
ximierung gehe. Seite 13

INHALT

Bremen (npf). Die Bundesregierung muss
viel mehr für die Energiewende werben,
damit das Projekt von der Bevölkerung
stärker als bisher akzeptiert wird. Diese
Auffassung vertritt Claudia Kemfert, Ener-
gieexpertin beim Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW). Statt die Men-
schen mitzunehmen, passiere das Gegen-
teil: „Das Projekt wird permanent schlecht-
geredet, die Vorteile werden nicht ge-
nannt. Die Energiewende hat immer noch
ein Imageproblem.“ Kemfert betonte die
wirtschaftlichen Vorteile. Die Investitio-
nen in die Energiewende schafften Arbeits-
plätze, außerdem würde die Abhängigkeit
vom Ausland sinken, wenn durch den Um-
stieg auf erneuerbare Energien weniger
fossile Brennstoffe importiert werden müss-
ten. Interview Seite 2
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Koch spielt Alfred Nobel
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Bremen (ud). Inmitten der Weser, im Her-
zen der Hansestadt, liegt die Weserburg,
Bremens Museum für moderne Kunst. Es
zählt zu den größten Museen in Deutsch-
land und genießt internationales Ansehen.
Das Haus am Teerhof versteht sich nicht
nur geografisch als ein Museum im Fluss:
Doch wie lange noch? In der Stadt wird of-
fen die Zukunft des Hauses diskutiert. Ob
das Sammlermuseum das bisherige Ge-
bäude weiter nutzen kann oder ein Umzug
in einen Neu- oder Anbau in die Wallanla-
gen erfolgt, soll im Frühjahr entschieden
werden. Der Stiftungsrat hat den unabhän-
gigen Kunstexperten Helmut Friedel beauf-
tragt, eine umfassende Expertise für die Zu-
kunft des Sammlermuseums erstellen. Er
soll die Lage und Zukunftschancen des Mu-
seums analysieren. Das Museum steht
jedenfalls vor großen Herausforderungen.
Wie Stiftungsratsvorsitzender Klaus Son-
dergeld schon im Jahr 2013 berichtete,
steht künftig nur ein Etat von 1,42 Millonen
Euro zur Verfügung, während sich derzeiti-
gen Ausgaben auf 2,27 Millionen Euro be-
laufen. Kommentar Seite 2·Bericht Seite 17
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Enttäuschung auf der Schanze
WIRTSCHAFT

Kirchen als wichtige Vermieter

Scannen Sie das Bild, um zu sehen,
wie andere EU-Staaten zur Einführung
des Euro stehen. Anleitung auf Seite 2.

Bremen (ala). In immer mehr Bremer Haus-
halten steht ein Faxgerät. Auch solche Zah-
len gehen aus dem Statistischen Jahrbuch
2014 mit Angaben zu Erhebungen aus
dem Jahr 2013 hervor. Auf mehr als 300
Seiten erfährt der Leser unter anderem,
dass die Einwohnerzahl des Landes Bre-
men um 2617 Menschen gewachsen ist
und nahezu eintausend Wohnungen fertig-
gestellt wurden. Ebenso verraten die Statis-
tiken, dass Frauen früher heiraten als Män-
ner und dass am verflixten siebten Jahr
was dran zu sein scheint: Die meisten Ehe
wurden im Jahr danach geschieden. Über
die Gründe schweigt sich das Jahrbuch
aus und beantwortet auch nicht die Frage,
warum nur noch 42 von 100 Haushalten
über einen Gefrierschrank verfügen (1998
waren es 75,7 gewesen). Die Arbeitslosen-
quote verharrte bei 12,3 Prozent. Zwar klet-
terte die Zahl der Arbeitslosen leicht nach
oben, gleichzeitig aber wurden mehr Be-
schäftigte gezählt. Eine von vielen weite-
ren Daten aus dem Statistischen Jahrbuch:
Bremen hatte 2013 knapp 31 Sonnenstun-
den mehr als ihre Schwesterstadt Bremer-
haven. Bericht Seite 7

Palästinenserpräsident Mahmud Abbas
(rechts) beantragte den Beitritt zum Internatio-
nalen Strafgerichtshof in Den Haag. FOTO: DPA

GLÜCKSZAHLEN VON MITTWOCH

Berlin.Knapp ein Drittel der Bundesbürger
hält die Demonstrationen der Anti-Islam-
Bewegung Pegida einer Umfrage zufolge
für richtig. In einer Forsa-Erhebung im Auf-
trag des Magazins „Stern“ vertraten 29 Pro-
zent die Meinung, der Islam habe auf das
Leben in Deutschland so großen Einfluss,
dass solche Protestmärsche gerechtfertigt
seien. Besonders groß war die Unterstüt-
zung für diese These bei den Anhängern
der rechtskonservativen AfD: 71 Prozent –
fast drei Viertel – stimmten zu.

Unterdessen hat die Opposition im Bun-
destag die scharfe Kritik von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) an Pegida einhel-
lig begrüßt. Widerspruch zu Merkels Neu-
jahrsansprache kam lediglich von der
rechtskonservativen Alternative für
Deutschland (AfD), deren Parteichef Bernd
Lucke sich schützend vor die Pegida-
Demonstranten stellte. Bericht Seite 4

Weserburg vor der
Entscheidung

Ein kräftiges Tief über Skandinavien lenkt
Regenwolken und milde Luft nach Mittel-
europa.
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